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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Zu reden gab 2015 die Schlacht bei Marignano, bei der vor 500 Jahren die Eidgenossen
eine empfindliche Niederlage gegen das Heer des französischen Königs François I.
erleben mussten. Die politische Debatte pendelte zwischen zwei Polen: Auf der einen
Seite wird Marignano als Geburtsstätte der Schweizer Neutralität interpretiert. Diese
Betrachtung fusst auf Paul Schweizers 1895 erschienenen "Geschichte der
schweizerischen Neutralität", wurde und wird verschiedentlich politisch verwendet
(z.B. in der Bundesfeier-Rede von Marcel Pilet-Golaz am 1. August 1940 oder in einer
Ansprache von Ueli Maurer im Januar 2007) und war lange Gegenstand der schulischen
Geschichtsausbildung. Diese Interpretation wird auf der anderen Seite als Konstruktion
betrachtet, mit dem Hinweis, dass die frühneuzeitliche Schlacht nicht als
Ausgangspunkt einer Linie hin zur modernen Neutralität gelten kann. Während vor allem
Exponenten der SVP auf erstere Interpretation pochten und damit durchaus auch
Wahlkampf betrieben und ihre Position gegen den Einfluss fremder Mächte stärken
wollten, führten Historiker die Kritik fort, wie sie bereits in den 1970er Jahren vom
Zürcher Geschichtswissenschaftler Emil Usteri begründet wurde. 
Eine Episode in dieser vor allem von Parteipolitikern, Feuilletonisten, Historikern und
Kulturschaffenden geführten Auseinandersetzung stellte der anlässlich des Jubiläums
abgestattete Besuch von Bundesrätin Simonetta Sommaruga in der Gemeinde San
Giuliano, auf deren Gebiet die Schlacht stattgefunden hat, dar. Der Bürgermeister des
italienischen Städtchens bezeichnete in seiner Rede die Schlacht als Beginn der
Schweizer Neutralität und wurde von Bundesrätin Sommaruga prompt korrigiert. Die
Erinnerung an Marignano könne aber sehr wohl eine Diskussion über die
Neutralitätspolitik der Schweiz im 21. Jahrhundert anstossen. 
Im Vorfeld der Festivitäten hatte ein Artikel von Ulrich Schlüer in seiner "Schweizerzeit"
für Wirbel gesorgt, behauptete dieser doch, nicht Simonetta Sommaruga, sondern Ueli
Maurer sei eigentlich ursprünglich für die Rede in San Giuliano vorgesehen gewesen.
Die Ansichten des SVP-Magistraten seien dem Gesamtbundesrat allerdings nicht
genehm gewesen und deshalb habe man Maurer einen Maulkorb verpasst – eine
Behauptung, die von offizieller Seite freilich dementiert wurde: Das Kollegium
beschliesse gemeinsam darüber, wer an einem Festakt auftrete. 
Mit moderner Museumspädagogik widmete sich das Landesmuseum dem Ereignis. Die
Ausstellung "Marignano 1515" öffnete Ende März 2015 ihre Tore und lockte bis Mitte Juli
mehr als 200'000 Besucherinnen und Besucher an. Die Ausstellung konzentrierte sich
auf die historischen Zusammenhänge im 16. Jahrhundert und strich dabei die
Geschichte des Söldnerwesens zwischen der Formierung der ersten Schweizergarde am
französischen Hof (1497) bis hin zur Soldallianz mit Frankreich (1521) heraus, die für die
historische Entstehung der Eidgenossenschaft eine wichtige Rolle spielte.  
Kaum debattiert wurde das Ereignis in der Romandie. Hauptgrund dürfte sein, dass es
1515 noch gar keine Westschweiz gab; eine "französische Schweiz" kann erst mit der
Helvetischen Republik ausgemacht werden, wobei damals Genf, das Wallis und
Neuenburg allerdings noch fehlten. Der teilweise hitzigen Auseinandersetzung zwischen
der nationalkonservativen Rechten und einigen Historikern über die Bedeutung
historischer Ereignisse für die Entstehung der modernen Schweiz könnte die
Westschweizer Gelassenheit freilich nur gut tun. 
Als Indiz dafür, dass die vor allem als politischer und wissenschaftlicher Diskurs
geführte Debatte um die Bedeutung von Marignano in der breiten Bevölkerung kaum
Widerhall gefunden hat, kann etwa das Resultat einer vom "Sonntagsblick" in Auftrag
gegebenen Umfrage herangezogen werden: Nicht einmal die Hälfte der rund 1'000
Befragten konnten Auskunft geben darüber, gegen wen die Eidgenossen bei Marignano
denn überhaupt verloren hatten. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Landes- und Weltausstellungen

Als erstes Gastland hat die Schweiz Anfang Februar die Teilnahme an der
Weltausstellung vom Mai 2015 in Mailand zugesagt. Beide Seiten betonten, dass die
Expo, die unter dem Titel „Feeding the Planet, Energy for Life“ stattfinden wird, helfen
werde, die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und Italien zu verbessern. Das
Gesamtbudget des Schweizer Auftritts soll 25 Mio. Franken betragen. Der Schweizer
Auftritt bei der Weltausstellung 2010 in Shanghai hatte ebenfalls 25 Mio. Franken
gekostet, wovon der Bund 16 Mio. übernahm. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.02.2011
MARC BÜHLMANN

Die vom 1. Mai bis 31 Oktober 2015 unter dem Motto „Den Planeten ernähren, Energie
für das Leben“ in Mailand stattfindende Weltausstellung soll nicht nur eine Chance zur
Imagepflege für die Schweiz sein, sondern auch die Türen für Schweizer Firmen in
Italien, dem zweitwichtigsten Handelspartner der Schweiz, weiter öffnen. Im Mai
wurden Schweizer Unternehmen aufgerufen, die Räumlichkeiten des Schweizer
Pavillons als Bühne zu nutzen. Bereits im Vorjahr wurde im Parlament ein
Verpflichtungskredit über 23,1 Mio. CHF bewilligt. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.05.2013
MARC BÜHLMANN

Der Beitrag der Schweiz für die vom 1. Mai bis 31. Oktober 2015 unter dem Motto „Den
Planeten ernähren, Energie für das Leben“ in Mailand stattfindende Weltausstellung
soll aus vier mit Lebensmitteln gefüllten, rund 14 Meter hohen Silotürmen bestehen, die
sich über die Dauer der Ausstellung leeren und so auch auf das Problem von
Nahrungsknappheit aufmerksam machen. Der Entscheidungsprozess über die Art der
Lebensmittel, die nicht nur hitzebeständig und haltbar sein, sondern auch die Schweiz
repräsentieren sollen, entpuppte sich als langwierig. Die Idee musste aus technischen
und finanziellen Gründen  angepasst werden. Aus den zuerst geplanten fünf Türmen
wurden vier. Von der Idee, Käse und Schokolade zu verteilen, war man zudem bereits
länger abgerückt, weil sich die Temperaturen im Inneren des Turmes nicht genügend
senken lassen. Gegen den Plan, Kaffee- und Milchpulver oder Wasser von Nestlé in zwei
der vier Türme zu füllen und die anderen beiden mit Zucker und Salz zu bestücken,
regte sich aus verschiedenen Kreisen Widerstand – nicht zuletzt auch aus dem
Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen, das gesundheitliche
Bedenken gegen die Zuckeridee anmeldete. Gegen das Engagement von Nestlé – der
Nahrungsmittelkonzern trug 3 Mio. CHF an Sponsorengeldern bei – wandte sich die SP
mit einer Interpellation. Martina Munz (sp, SH) mahnte einen Imageschaden an, weil
Nestlé wegen der Kommerzialisierung von Wasserressourcen immer wieder kritisiert
werde. In der Sonntagspresse sprach Maya Graf (gp, BL) diesbezüglich von einer
schlechten Visitenkarte. Mitte Dezember kündigten die Expo-Verantwortlichen
schliesslich an, einen Turm mit lokalem Leitungswasser, den zweiten mit Kaffeepulver
von Nestlé, den dritten mit Salz und den vierten mit Apfelringen zu füllen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.2014
MARC BÜHLMANN

Image der Schweiz im Ausland

Das Image der Schweiz im Ausland war im Jahr 2019 «gut und stabil», wie eine Analyse
von Präsenz Schweiz, der zuständigen Stelle des EDA für die Wahrnehmung der Schweiz
im Ausland, im Januar 2020 zum Schluss kam. Untersucht wurden die Berichterstattung
über die Schweiz in ausländischen Medien sowie das Ranking im sogenannten Nation
Brands Index (NBI).

Der NBI eruiert jährlich das Image von 50 Ländern, die nach ihrem wirtschaftlichen und
geopolitischen Gewicht ausgewählt werden. Dazu werden in 20 Ländern jeweils 1'000
Erwachsene – wodurch eine Gesamtstichprobe von rund 20'000 Interviews erreicht
wird – darüber befragt, wie diese die im Index berücksichtigten Länder wahrnehmen.
Folgende sechs Faktoren werden dabei miteinbezogen: Exportprodukte und Innovation,
Governance (Politik und Regierung), Kultur und Sport, Bevölkerung, Tourismus sowie
Standort- und Lebensqualität. Im Ranking erreichte die Schweiz 2019 den 8. Platz hinter
Italien (7.) und vor Schweden (9.), die Podestplätze belegten Deutschland (1.), Frankreich
(2.) und Kanada (3.). Der gute Ruf der Schweiz, fasste Präsenz Schweiz das Ranking
zusammen, sei auf die ehrliche und kompetente Regierungsführung, die hohe Standort-
und Lebensqualität – punkto Lebensqualität rangierte die Schweiz gar auf Platz eins –
sowie qualitativ hochwertige Exportprodukte und Innovationskraft zurückzuführen.
Damit verbunden waren auch Leistungen der Schweizer Forschungslandschaft wie die
Vergabe des Nobelpreises für Physik an die Astrophysiker Michel Mayor und Didier

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.02.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Queloz.

Von grosser Strahlkraft in ausländischen Medien, kam die Analyse zum Schluss, waren
der Frauenstreik und die damit verbundene Gleichstellungsdebatte; der Klimawandel,
da dieser in der Schweiz mit ihren schmelzenden Gletschern besonders sichtbar sei;
die Digitalwährung Libra und andere Finanztechnologien, wodurch der Schweizer
Finanzplatz vermehrt als innovativ wahrgenommen werde und nicht nur als Schauplatz
von Steuer- und Finanzaffären. Ferner war die ausländische Berichterstattung geprägt
von der Europapolitik, Leistungen von Sportlerinnen und Sportlern, dem alljährlich
stattfindenden WEF sowie dem Forschungs- und Bildungsstandort Schweiz.
Auf Social Media Plattformen waren Beiträge mit hohem Unterhaltungswert sowie
emotionalisierenden Inhalten besonders beliebt. Für die Studie analysierte Präsenz
Schweiz jene Inhalte mit Bezug zur Schweiz, welche auf den Plattformen gepostet
wurden und dort die meisten Interaktionen (Likes, Shares und Kommentare) erzielten.
Mit 2.2 Mio. Interaktionen am beliebtesten war ein Beitrag über ein Kino in
Spreitenbach (AG), welches anstatt mit Sesseln mit Doppelbetten ausgestattet wurde.
Die restlichen Beiträge der Top Fünf waren fast ausschliesslich tierischer Natur: Platz
zwei belegte ein Beitrag über Meerschweinchen und andere sozial lebenden Tiere, da
diese nach Tierrechtsverordnung in der Schweiz nicht mehr einzeln gehalten werden
dürfen (ein entsprechendes Gesetz dazu wurde tatsächlich aber bereits 2008
verabschiedet). Auf Platz vier landete ein Bericht über die Einreichung der
Volksinitiative «Keine Massentierhaltung in der Schweiz» und ein französischer Post auf
Facebook über das Buch «Swiss Cat Ladders», welches Schweizer Katzenleitern
porträtierte, schaffte es auf den fünften Platz. Durch diese Darstellungen, resümierte
Präsenz Schweiz, sei die Wahrnehmung der Schweiz um zusätzliche Facetten ergänzt
worden. 5

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le gouvernement a présenté et les Chambres ont adopté la quatrième étape des
révisions de l'organisation de l'armée prévues par le plan directeur pour les années 80.
Le remaniement touche cette fois principalement les troupes sanitaires et les troupes
de protection aérienne (PA). Le concept de service sanitaire coordonné prévoit l'usage
des hôpitaux civils par les militaires et réciproquement, en cas de catastrophe ou de
guerre. L'organisation du service sanitaire à l'échelon de la troupe peut ainsi être
allégée d'un poste intermédiaire, mais les secteurs d'engagement des régiments
d'hôpital (échelon de base) doivent être adaptés aux frontières cantonales. Une
meilleure intégration des centres de décision civils et militaires est aussi recherchée
dans l'utilisation des troupes de PA. Les objections formulées par voie de presse par
une fraction de l'opinion spécialisée ont été balayées. Faudrait-il réviser la
Constitution, ou seulement la loi sur l'organisation militaire, pour permettre
l'engagement régulier de troupes suisses en cas de catastrophe à l'étranger (Numéros
d'entreprise: 81.717, 81.333)? La question de savoir si une telle mission pouvait être
comptée comme cours de répétition s'est posée après l'envoi d'un détachement de PA
dans le sud de l'Italie, en automne 1980. La Commission militaire du National a souhaité
qu'il y soit répondu par l'affirmative. Plusieurs parlementaires ont interrogé le
gouvernement à ce sujet. Il s'est déclaré ouvert à l'idée de faciliter de telles opérations,
quoique, du côté de l'armée, on estime qu'une action humanitaire ne remplit pas le but
de préparation à la guerre. Après être longtemps restée en suspens, l'initiative
parlementaire pour un médiateur dans l'armée a été classée (Numéros d'entreprise:
80.499, 11.790, 77.225). A quelque distance de l'introduction du règlement de service
80, un bilan globalement positif a pu être opposé aux détracteurs de la garde armée
(Numéro d'entreprise: 81.717); avant la fin de l'année, on devait cependant enregistrer
un incident. Par ailleurs, le traitement électronique des données dans l'administration
militaire a reçu l'approbation des cantons. Sur la base des essais entrepris depuis 1976,
le Conseil fédéral a chargé le DMF de mettre en oeuvre le système PISA. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.1981
CHRISTIAN MEUWLY
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Si le secteur du tourisme a été partiellement sauvé par les helvètes qui ont décidé de
voyager en Suisse cet été, tous les regards se sont rapidement tournés vers la saison
hivernale. Face à la deuxième, voire troisième vague, et étant donné les mesures de
quarantaine au niveau international, le sort des destinations touristiques hivernales
dépendra à nouveau des suisses et suissesses. Dans un premier temps, les cantons
alpins ont salué les mesures sanitaires liées à la deuxième vague. D'aucuns ont perçu la
prolongation de ces mesures jusqu'à la mi-décembre comme une stratégie pour
maintenir le taux d'infection au plus bas avant la période des Fêtes. Puis, dans un
deuxième temps, la fermeture des stations skis pour la période des Fêtes en
Allemagne, France et en Italie a placé la Suisse dans un imbroglio de politique
extérieure. En effet, la décision d'ouvrir les stations de ski, et de favoriser ainsi le
déplacement de population, a fait grincer des dents les pays de l'Union européenne.
Seule l'Autriche a prévu également une ouverture pour les Fêtes. Si le Conseil fédéral a
été mis sous pression par ses homologues européens, la décision d'ouverture ou de
fermeture des stations relève des cantons car la Suisse n'est plus en situation
extraordinaire. Néanmoins, le risque d'engorgement des hôpitaux, déjà mis sous
pression par le Covid-19, a été au cœur des débats. La saison de ski, qui devrait
commencer lors des Fêtes, demeure en point de suspension. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.11.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Début 2021, le cours euro-franc a passé la barre des 1.10 pour atteindre 1.11 fin février.
Ce niveau n'avait plus été atteint depuis novembre 2018. Cet affaiblissement a permis
également au dollar de remonter à 0.93 centimes. Dans les détails, il a été provoqué par
plusieurs facteurs. Premièrement, la reprise post-covid, dopée par la vaccination, a
détendu le marché monétaire et éloigné les investisseurs des valeurs refuges.
Deuxièmement, la nomination de Mario Draghi, comme président du Conseil des
ministres en Italie, a rassuré la zone Euro. Troisièmement, la remonté des taux et les
perspectives d'inflation aux Etats-Unis ont boosté le dollar. Néanmoins, plusieurs
observatrices et observateurs prédisent une embellie éphémère pour les entreprises
exportatrices helvétiques. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.02.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Im Jahr 2021 drehte sich die mediale Debatte im Energiebereich stark um die Frage, wie
die Stromproduktion der Schweiz in Zukunft aussehen soll. Es kam die Befürchtung auf,
dass künftig eine Strommangellage entstehen könnte. Dies war insbesondere auf drei
Entwicklungen zurückzuführen: Erstens werden durch die schrittweise
Ausserbetriebnahme der Schweizer Atomkraftwerke rund 40 Prozent der heutigen
Schweizer Stromproduktion wegfallen, wie die NZZ schrieb. Zweitens wird durch den
Ausbau der erneuerbaren Energien eine unregelmässigere Stromproduktion
stattfinden, die speziell in den Wintermonaten zu einem Nachfrageüberhang führen
könnte. Diese Lücke könnten womöglich zukünftig auch umliegende Länder nicht
schliessen, da sich diese in einer ähnlichen Situation befinden und ihre
Energieproduktion mittel- bis langfristig ebenfalls CO2-neutral gestalten möchten,
erklärte die Argauer Zeitung. Drittens führte der Entscheid des Bundesrates, die
Verhandlungen über ein institutionelles Rahmenabkommen abzubrechen, dazu, dass
vorerst auch kein sektorielles Stromabkommen mit der EU abgeschlossen werden kann.
Die EU hatte den Abschluss des Stromabkommens an das Zustandekommen des
Rahmenabkommens geknüpft. Die Stromversorgungssicherheit leidet damit insofern,
als die Schweiz von wichtigen Gremien und Plattformen des EU-Strombinnenmarktes
ausgeschlossen wird und Stromlieferungen in die Schweiz teilweise unsicherer werden.
Nach dem Scheitern des Rahmenabkommens sei deshalb klar geworden, dass die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.11.2021
MARCO ACKERMANN
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Situation schwierig werde, resümierte der Tages-Anzeiger. Die Schweizer
Energiestrategie 2050 basiere auf der Annahme, dass ein Stromabkommen mit der EU
bestehe, erklärte Ex-Nationalrat und heutiger ElCom-Präsident Werner Luginbühl
anlässlich der jährlichen Medienkonferenz der nationalen Regulierungsbehörde. Ohne
Abkommen werde es daher zunehmend schwierig, die Nachfrage jederzeit decken zu
können. Auch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz schätzte 2020 einen längeren
Stromausfall als eine der derzeit grössten Gefahren für das Land ein. 

Durch das Ausbleiben eines solchen bilateralen Abkommens droht der Schweiz – als
erste Folge – der Ausschluss vom Regelenergiemarkt. So können kurzfristige Strom-
Reservekapazitäten nicht mit den EU-Ländern gehandelt werden, was insbesondere die
Stromversorgungssicherheit tangiert. Dies wiederum habe finanzielle Folgen, da die
Stromkonzerne ihren Trumpf in den Alpen, die Pumpspeicherkraftwerke, nicht
vollständig ausspielen können, um bei Spitzenzeiten mit abrufbarem Stromangebot
mitmischen zu können, berichtete die NZZ. Gemäss dem Tages-Anzeiger warte
Swissgrid seit Oktober 2020 auf ein Signal aus Brüssel, um die Handelsplattform formell
nutzen zu können. Wie dieselbe Zeitung weiter schrieb, sei es aber vornehmlich der
EU-Kommission ein Anliegen, die Schweiz von dieser Plattform auszuschliessen. Sie
setze deshalb Druck auf Länder wie Deutschland und Frankreich auf, um die Schweiz
nicht mehr an den Verhandlungstisch einzuladen. Als zweite Folge eines fehlenden
bilateralen Abkommens kann Swissgrid auch nicht in wichtigen regulatorischen Gremien
mit anderen Übertragungsnetzbetreibern Einsitz nehmen. Dies führe zu fehlender
Koordination und ungeplanten Lastflüssen, respektive zur Situation, dass plötzlich
unerwartet eine gewisse Strommenge durch die Schweiz fliesst und eine flexible und
ineffiziente Ausgleichsmassnahme durch die Zuschaltung von Schweizer
Wasserkraftkapazitäten nötig wird, erklärte die NZZ. BFE-Sprecherin Marianne Zünd
resümierte, dass sich die Situation für alle Akteure in der Schweiz verschlechtern
werde. «Trotz physischer Verbundenheit wird die Schweiz aber zunehmend zu einer
Strominsel», schrieb die NZZ im April 2021. 

Als Rezept gegen die drohende Strommangellage präsentierte der Bundesrat im
Sommer unter der Federführung von Energieministerin Simonetta Sommaruga die
Botschaft zur Revision des EnG und des StromVG. Die darin vorgesehenen Massnahmen
waren in den entsprechenden Vernehmlassungen (Vernehmlassung des EnG;
Vernehmlassung des StromVG) – zumindest im Falle des EnG – mehrheitlich auf positive
Resonanz gestossen. Dieser Mantelerlass für eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien sah nebst dem Ausbau und der Förderung der erneuerbaren
Energien im Inland die Schaffung einer zusätzlichen Speicherreserve für die
Wintermonate vor. Der Bundesrat wollte damit als Lösung für den Wegfall der
Bandenergie aus den Atomkraftwerken die Kapazitäten im Inland stark mit
erneuerbaren Energien ausbauen und eigenständig für mehr Versorgungssicherheit im
Winter sorgen. Gleichzeitig gab Energieministerin Simonetta Sommaruga bekannt, den
inländischen Strommarkt liberalisieren zu wollen. Der Strommarkt soll damit dank den
Marktkräften effizienter werden, die erneuerbaren Energien besser integrieren,
innovative Geschäftsmodelle ermöglichen und gleichzeitig den Konsumentinnen und
Konsumenten bei der Stromanbieterwahl Wahlfreiheit lassen, wie der Bundesrat in
einer Medienmitteilung bekannt gab. 

Frischen Schub verlieh der medialen Debatte im Herbst 2021 eine Videobotschaft des
Wirtschaftsministers Guy Parmelin. Darin richtete sich der Waadtländer Bundesrat an
Unternehmerinnen und Unternehmer in der Schweiz mit der Bitte, sich auf allfällige
Strommangellagen vorzubereiten und Konzepte auszuarbeiten, um in Notsituationen
rasch stromintensive Aktivitäten kurzfristig aussetzen zu können. Konkret richtete sich
diese Botschaft an rund 30'000 Unternehmen in der Schweiz, die einen jährlichen
Stromverbrauch von über 100'000 kWh aufweisen. Solche Firmen könnten durch eine
allfällige Anordnung des Bundesrates dazu verpflichtet werden, einen gewissen
Prozentsatz am Stromverbrauch während einer Strommangellage einzusparen, erklärte
der Tages-Anzeiger. Die Warnung des Wirtschaftsministers basierte auf einer Studie zur
Versorgungssicherheit, die der Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. In dieser Analyse
war insbesondere ein Faktor dafür verantwortlich, dass gerade ab 2025 mit einem
Engpass zu rechnen sei: Eine Vorgabe der EU, wonach ab 2025 mindestens 70 Prozent
der grenzüberschreitenden Kapazitäten zwischen den EU-Staaten gehandelt werden
müssen. Diese Regelung habe zur Folge, dass Exporte in Nicht-EU-Länder wie die
Schweiz verringert würden und die inländische Netzstabilität hierzulande stark sinke,
schlussfolgerte die Studie. Um ungeplante Lastflüsse auszugleichen, würden
Wasserkraftreserven aufgebraucht werden müssen, die eigentlich für den Winter
wichtig wären, um die dann anfallende Nachfrage decken zu können. In der politischen
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Debatte musste Energieministerin Simonetta Sommaruga viel Kritik einstecken und die
Situation erklären. Sie habe sich über das alarmistische Vorpreschen ihres Amtskollegen
Parmelin geärgert, folgerte beispielsweise der Tages-Anzeiger. 

Nicht sehr verwunderlich präsentierten verschiedenste Politikerinnen und Politiker
einen bunten Strauss an möglichen Massnahmen, um eine solche Strommangellage zu
verhindern. Während die einen darauf beharrten, nun endlich mit dem Ausbau der
erneuerbaren Energien vorwärts zu machen, forderten andere die Wiederbelebung der
totgesagten Atomkraft, wie es beispielsweise der grosse Nachbar Frankreich unter
Präsident Emanuel Macron tat. Schon im Sommer, nachdem das Schweizer Stimmvolk
das CO2-Gesetz in einem Referendum knapp versenkt hatte und das Stromabkommen
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag («aux calendes grecques») verschoben worden war, wie
«Le Temps» witzelte, berichtete dieselbe Zeitung von einer Wiederentdeckung der
Atomenergie: Einerseits würde ein Weiterbetrieb der bestehenden Anlagen die
Stromversorgungsknappheit entschärfen, andererseits eine relativ CO2-neutrale
Energie liefern, so das Blatt. Weiter gingen Exponentinnen und Exponenten der SVP, die
den Bau von neuen Atomkraftwerken auf das politische Parkett brachten. Die Atomkraft
sei plötzlich wieder «en vogue», schrieb der Tages-Anzeiger dazu. Der Berner
Nationalrat Albert Rösti wollte deshalb im Rahmen der Beratungen zum bereits
erwähnten Mantelerlass für eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
eine dahingehende Änderung des KEG beantragen, die das Neubauverbot für AKWs
kippen würde. Auch Alt-Bundesrat Christoph Blocher weibelte in den Medien für neue
AKWs, doch alle grossen Stromkonzerne in der Schweiz winkten bei der Frage nach
neuen Anlagen ab; zu teuer, betriebswirtschaftlich nicht rentabel und gesellschaftlich
nicht erwünscht, war der Tenor. Einen etwas anderen Ansatz wählte die Mitte-Partei:
Parteipräsident Gerhard Pfister (mitte, ZG) brachte die Idee von einer Strom-Neat auf,
die sich Parteikollege Beat Rieder (mitte, VS) ausgedacht habe. So könnte die EU von
einer starken Stromleitung durch die Schweiz profitieren. Im Gegenzug würde die
Schweiz bei wichtigen Gremien mitmachen dürfen, sodass die Versorgungssicherheit
und die Netzstabilität verbessert würden, erhoffte sich Pfister von der Idee. Wie
verschiedenste Medien schrieben, sei es aber fraglich, wie zentral die Schweiz als
Stromdrehscheibe in Europa überhaupt noch sein werde. Derzeit sei es vor allem
Italien, das ein starkes Interesse an einer funktionierenden Durchleitung durch die
Schweiz habe. Mit dem Forcieren einer Starkstrom-Erdverkabelung zwischen Italien und
Österreich schwinde allerdings diese Schweizer Trumpfkarte. Wichtig sei die Schweiz
jedoch vorwiegend in Sachen Stromspeicherung, da dank den
Pumpspeicherkraftwerken überschüssiger Strom auf dem EU-Markt gespeichert werden
könnte. Eine andere Forderung, die auch schon länger in den politischen Debatten
kursierte, war die Forderung für den Bau von Gaskraftwerken, die bei einer
Strommangellage kurzfristig mit abrufbaren Kapazitäten einspringen könnten. Wie die
Westschweizer Zeitung «24 heures» schrieb, schlage die Vereinigung Powerloop, der
Fachverband für Energiefragen der Energiestrategie 2050, den Bau von rund 2000
kleinen Gaskraftwerken vor. Diese könnten einfach realisiert werden, bräuchten wenig
Platz und könnten bei Bedarf einfach abgebaut werden, wenn dies die Situation
verlange. Gemäss Aargauer Zeitung betrachtete auch der Bund CO2-kompensierte
Gaskraftwerke als eine mögliche Übergangslösung. Allgemein stellt die Situation den
Schweizer Strommarkt vor «riesige[...] Herausforderungen», prophezeite etwa die
Aargauer Zeitung. Handkehrum könne die Gefahr eines Stromengpasses aber auch als
Chance gesehen werden, damit sich das Land in eine nachhaltigere Energiewirtschaft
bewege, sinnierte beispielsweise «Le Temps». 9

Netz und Vertrieb

Zeitungsberichten zufolge stellt der internationale Stromtransit durch die Schweiz ein
Problem für die hiesigen Netze dar. Zwar sei die Schweiz stark mit dem Ausland
vernetzt und könne durch den Kauf und Verkauf von Strom profitieren – wurde in den
Medien diskutiert –, jedoch fehle ihr ein Stromabkommen mit der EU, um bei den
Verhandlungen um den Stromaustausch am Tisch sitzen und ihre Anliegen einbringen zu
können. Wenn beispielsweise Frankreich und Deutschland vereinbarten, mehr Strom zu
handeln, könne es vorkommen, dass der Strom aus physikalischen Gründen den
indirekten Weg über die Schweiz nehme und dadurch die hiesigen Netze belaste.
Umgekehrt könne es aber auch sein, dass bei einem Import von französischem Strom in
die Schweiz dieser den Weg über deutsche Netze wähle. Das System funktioniere nur,
solange die Belastung und Entlastung in einem ungefähren Gleichgewicht stünden.
Wenn aber, wie angenommen, bald auch Italien verstärkt mit Deutschland und
Frankreich Handel betreiben werde, könnte dieses Ungleichgewicht für die nationale
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Netzgesellschaft Swissgrid und für die ElCom zu einem grösseren Problem werden – war
das Fazit der Medien. Eine Überbelastung der Schweizer Netze könne im schlimmsten
Fall zu einem grossflächigen Stromausfall führen, wenn nicht (als Notbremse) die
Leitungen nach Italien gekappt würden. 10

Erdöl und Erdgas

Au début de l'année 2022, le porte-monnaie des ménages et des entreprises
helvétiques a été mis à mal par la forte hausse du prix de l'essence. Alors qu'à la mi-
février, la population helvétique craignait que l'essence passe la barre symbolique de
CHF 1.90, l'essence a finalement bondi au-dessus de la barre des CHF 2.20 en mars
2022. Cette forte hausse a été induite, majoritairement, par le conflit en Ukraine. Le
pouvoir d'achat des Helvètes s'est donc retrouvé sous le feu des projecteurs. Pour
répondre à cette hausse, certains Helvètes ont d'ailleurs opté pour un plein à
l'étranger, en Italie ou au Liechtenstein par exemple. D'après des estimations, le
tourisme d'achat d'essence pouvait faire économiser jusqu'à CHF 15 pour un plein de
50 litres. 11
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Le prix de l'essence a continué d'affoler les compteurs au début de l'été 2022. Cette
hausse, qui grève fortement le porte-monnaie des helvètes, a aiguisé les appétits
politiques. Plus particulièrement, l'UDC est monté au créneau pour défendre une
baisse des prix à la pompe, avec par exemple des remises comme en Italie, en France
ou en Allemagne. Les cantons frontaliers ont d'ailleurs vu une forte augmentation du
tourisme d'achat d'essence, notamment du Tessin vers l'Italie ou de Genève vers la
France voisine.
Dans cette logique, l'UDC a lancé une campagne d'affiche publicitaire, à l'échelle
nationale, qui préconisait une baisse des taxes sur l'essence. En parallèle, deux motions
de l'UDC (Mo. 22.3289 et Mo. 22.3356) qui visent une baisse du prix de l'essence ont
été écartées au Conseil des États et au Conseil national. Les parlementaires opposés à
ces motions ont indiqué qu'il était préférable d'accélérer la transition énergétique vers
des énergies renouvelables, plutôt que de trouver, comme l'UDC le préconise, des
solutions à court-terme pour préserver les utilisateurs et utilisatrices de combustibles
fossiles. Par contre, un sondage a indiqué que deux tiers des Helvètes étaient
favorables à une baisse des taxes sur l'essence afin de faire diminuer le prix à la
pompe. 12
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Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Le problème d'un corridor routier pour les 40 tonnes s'est toutefois posé de façon
aiguë en été, après que le ministère ouest-allemand des transports en a fait la requête
officielle. Celle-ci exigeait de la Suisse une solution de rechange provisoire, suite à la
fermeture d'une importante voie d'accès à l'autoroute Munich-Vérone par le Brenner
en Autriche (affaissement du pont auto-routier sur l'Inn près de Kufstein dans le Tyrol).
L'Allemagne, suivie de l'Italie, firent pression sur les autorités helvétiques, leur
demandant un geste de solidarité, pour la durée des travaux de réparation. En réponse,
le Conseil fédéral mit en consultation le projet d'ouvrir la N2 entre Bâle et Chiasso au
40 tonnes. Il apparut alors que tous les cantons riverains de cet axe (AG, BL, BS, LU,
NW, SO, TI, UR) s'opposèrent fermement à une telle idée, craignant la surcharge de
trafic et de pollution que cela impliquerait. 13
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Anfangs Juli eröffnete die Pro Helvetia in Anwesenheit von Bundesrätin Dreifuss eine
neue Aussenstelle in Mailand. Das Centro culturale svizzero (CCS) hat die Aufgabe, das
schweizerische Kulturschaffen in der lombardischen Metropole vorzustellen und die
Aktivitäten der Pro Helvetia in Italien zu organisieren. Das CCS hat jedoch nicht das
Kaliber des Schweizer Kulturzentrums in Paris mit seinem Budget von CHF 1.5 Mio.,
sondern entspricht eher den "Antennen", die mit Unterstützung des Bundes in einigen
mittel- und osteuropäischen Städten entstanden sind. Das Budget des CCS beträgt CHF
600'000 pro Jahr. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.07.1997
MARIANNE BENTELI

Medien

Presse

Im März 2015 gründeten die Tamedia angehörigen Tageszeitungen "Tribune de Genève"
und "Tages-Anzeiger" mit fünf weiteren grossen Zeitungen aus umliegenden Ländern,
namentlich "Le Figaro" (F), "El País" (E), "La Repubblica" (I), "Die Welt" (D) und "Le Soir"
(B), eine Allianz zur Verstärkung des Austausches redaktioneller, personeller und
ideeller Art. Die Gründung der "Leading European Newspaper Alliance" (LENA) ist eine
Reaktion auf die durch die zunehmende Globalisierung und den verstärkten Einsatz
neuer Technologien hervorgerufene Veränderung der Konsumentenbedürfnisse. Die
Allianz soll durch verstärkten Austausch und das Bündeln der Kräfte unter anderem
ermöglichen, über eine breite Palette von Themen von internationaler Bedeutung
zeitnah und qualitativ hochwertig zu berichten. 15
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